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Behandlung  öffentlich GD 420/12 
 

Betreff: Wohnungsdebatte - 1. Zwischenbericht 2012 - Beschluss - 
(Antrag der SPD-Fraktion v. 24.09.2012, Antrag der FWG-Fraktion v. 26.09.2012, 
Antrag der GRÜNE-Fraktion v. 29.10.2012, Antrag der CDU-Fraktion v. 
02.11.2012) 

  
Anlagen: 1  Zwischenbericht  (Anlage 1) 

1 Antrag Nr. 155 vom 24.09.2012 der SPD-Fraktion  (Anlage 2) 
1  Antrag Nr. 159 vom 26.09.2012 der FWG-Fraktion  (Anlage 3)  
1 Antrag Nr. 178 vom 29.10.2012 der GRÜNE-Fraktion (Anlage 4) 
1 Antrag Nr. 180 vom 02.11.2012 der CDU-Fraktion (Anlage 5) 
1  Übersicht über Wohnbautätigkeit in Ulm  (Anlage 6) 
 

Antrag: 
1. Den Bericht zur Kenntnis zur nehmen. 
2.  Den unter Ziffer 3.2. formulierten Forderungen zur Neuausrichtung der 

Landeswohnraumförderung zuzustimmen und die Verwaltung zu beauftragen, diese 
Forderungen an die Landesregierung zu richten.   

3. Die Verwaltung zu beauftragen, eine Konzeption zur Förderung von Wohnraum zu 
erstellen, die sicherstellt, dass im Geschosswohnungsbau 20 % der Wohnungen als 
preisgünstiger Wohnraum zur Miete entstehen.  

4. Die Verwaltung zu beauftragen, sicherzustellen, dass zur Förderung der 
Nutzungsmischung in Büro- und Geschäftsgebäuden im Kernstadtbereich grundsätzlich 
auf 20 % der Bruttogeschossfläche Wohnungen entstehen.  

5.  Die Verwaltung zu beauftragen, für die Hindenburg- und die Bleidornkaserne die 
Durchführung einer Städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme gem. § 165 BauGB 
vorzubereiten.  

6.  Die Verwaltung zu beauftragen, einen Kongress über das „Bauen mit Baugruppen“ zu 
organisieren.  

7. Die Anträge Nr. 155 vom 24.09.2012 der SPD-Fraktion, Nr. 159 vom 26.09.2012 der 
FWG-Fraktion, Nr. 178 vom 29.10.2012 der GRÜNE-Fraktion und Nr. 180 vom 
02.11.2012 der CDU-Fraktion für behandelt zu erklären. 


